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Öffentliche Bekanntmachung  
 
 
Aufgrund von § 4 in Verbindung mit § 19 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 

(GemO) hat der Gemeinderat der Stadt Ravensburg am 25.11.2024 die folgende 
 
Satzung zur Änderung der Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tä-
tigkeit 
 
vom 27.03.2023, zuletzt geändert am 18.03.2024, erlassen: 
 
Artikel 1 – Satzungsänderungen  
 

1. In § 3 Abs. 1 wird folgende neue Nr. 4 angefügt "für Stadträte, die glaubhaft machen, dass 
sie wegen der Sitzungsteilnahme nach Nr. 2 oder Fraktionssitzung nach Nr. 3 eine Auf-
sichts-, Betreuungs-, oder Pflegekraft beschäftigen müssen, werden zusätzlich 50.00 € je 
Sitzung als erhöhtes Sitzungsgeld gezahlt. Dabei ist Voraussetzung, dass mindestens ein 
Kind im Alter von bis zu 12 Jahren beaufsichtigt werden muss bzw. dass ein Angehöriger 
pflege- oder betreuungsbedürftig ist. Wer Angehöriger ist, bestimmt sich in entsprechender 
Anwendung des § 20 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für Baden-Württemberg. 
Sitzungen, die unmittelbar nacheinander folgen, werden als eine Sitzung entschädigt."  
 

2. In § 3 Abs. 2 wird folgende neue Nr. 4 angefügt. "für Ortschaftsräte, die glaubhaft machen, 
dass sie wegen der Sitzungsteilnahme nach Nr. 2 oder Fraktionssitzung nach Nr. 3 eine 
Aufsichts-, Betreuungs-, oder Pflegekraft beschäftigen müssen, werden zusätzlich 50.00 € 
je Sitzung als erhöhtes Sitzungsgeld gezahlt. Dabei ist Voraussetzung, dass mindestens 
ein Kind im Alter von bis zu 12 Jahren beaufsichtigt werden muss bzw. dass ein Angehöri-
ger pflege- oder betreuungsbedürftig ist. Wer Angehöriger ist, bestimmt sich in entspre-
chender Anwendung des § 20 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für Baden-Würt-
temberg. Sitzungen, die unmittelbar nacheinander folgen, werden als eine Sitzung entschä-
digt." 

 
3. In § 3 Abs. 6 wird der Betrag "5,00 €" durch den Betrag "10 €" ersetzt. 

 
4. § 3 Abs. 7 wird aufgehoben.  

 
Artikel 2 - Inkrafttreten  
Diese Satzung tritt am 01.01.2025, frühestens jedoch am Tag nach der öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 
 

 

Hinweis:  
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO erlasse-

ner Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung ist 
nach § 4 Abs. 4 der GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektro-
nisch und unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen 

soll, innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung bei der Stadt Ravens-
burg geltend gemacht worden ist. Wer die Jahresfrist verstreichen lässt, ohne tä-
tig zu werden, kann eine etwaige Verletzung gleichwohl auch später geltend ma-

chen, wenn  
• die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung verletzt worden sind oder  
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• der Oberbürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrig-
keit widersprochen hat oder  

• vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss bean-
standet oder eine dritte Person die Verletzung gerügt hat 

 
 
Ravensburg, den 27.11.2024 
 
 

 
Dr. Daniel Rapp, Oberbürgermeister. 
 
Tag der Bereitstellung 02.12.2024 
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